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Der Strafverhaft als Entmündigungsgrund*).
(Art. 371 ZGB.)

Von Dr. Karl Specker,
Sekretär der Justizdirektion Zürich.

4 Unter Vormundschaft gemäß Art. 371 des Schweizerischen

Zivilgesetzbuches (ZGB) gehört jede mündige Person,
die zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr oder darüber
verurteilt worden ist. Im Verhältnis zu den übrigen
Entmündigungsgründen hat der Artikel in Lehre und
Rechtsprechung bisher keine große Rolle gespielt, und doch
tauchen bei näherem Zusehen auch hier nicht unwichtige Fragen

auf, vor allem die, ob die Vorschrift bisher richtig
ausgelegt worden und ob Art. 371, inhaltlich betrachtet, infolge
der Aufnahme der Beiratschaft ins schweizerische
Vormundschaftssystem überhaupt rechtsbeständig geworden sei.

I. Geschichtliches.

Der unmittelbare geschichtliche Vorläufer des Art. 371

dürfte im französischen Code pénal zu suchen und zu
finden sein. Art. 2 des 4. Titels des Code pénal von 1791

entzog dem zu schweren Freiheitsstrafen Verurteilten die
sämtlichen bürgerlichen Rechte (bürgerlicher Tod) und gab
ihm, in Anlehnung an den Curator des römischen Rechts,
zur Verwaltung seines Vermögens einen Curateur. Art. 29
des Strafgesetzes von 1810 minderte die Handlungsfähigkeit

des Verurteilten nur noch in vermögensrechtlicher
Beziehung und bestimmte, daß der Curateur nach den für die

Ernennung der Vormünder geltenden Bestimmungen zu

*) Nach einem an der Konferenz der kant. Vormundschaftsdirektoren

vom 17. April 1944 in Zürich gehaltenen Vortrag.
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ernennen sei. Um die Übereinstimmung mit dem
Sprachgebrauche des Code civil herzustellen, hat schließlich der
Code pénal von 1832 den Curateur durch den «tuteur et
subrogé tuteur» ersetzt. Heute gilt in Frankreich das
Spezialgesetz vom 31. Mai 1854 über die Abschaffung des

bürgerlichen Todes (abolition de la mort civile).
Infolge der strafgerichtlichen Verurteilung fiel der zu

schweren Freiheitsstrafen Verurteilte, ohne daß hiefür, wie
bei der Interdiction judiciaire, ein besonderer Staatsakt
erforderlich gewesen wäre, kraft Gesetzes in den Zustand
der Interdiction légale1). Dies war eine kriminelle Nebenstrafe

(peine accessoire et criminelle). Die dadurch
hervorgerufene formale oder rechtliche Handlungsunfähigkeit
(incapacité de droit) war für ihn Strafe und Schutzmaßnahme
zugleich. Als Schutzmaßnahme verfolgte sie einen
dreifachen Zweck: man wollte für die Verwaltung des Vermögens

sorgen; man wollte den Gefangenen hindern, sich mit
seinem Vermögen die Haft erträglicher zu gestalten; und
man wollte ihm die Bereitstellung von Mitteln zur Flucht
verunmöglichen. Die Folgen der Interdiction judiciaire und
die der Interdiction légale waren in vermögensrechtlicher
Beziehung gleich; in persönlicher Beziehung dagegen hatte
der Vormund des Strafgefangenen, wie bereits erwähnt,
nichts vorzukehren und deshalb der Verehelichung, der
Anerkennung eines außerehelichen Kindes, der Kindesannahme

usw. nicht zuzustimmen.
Die Vorschrift des französischen Code pénal von 1791

ist wörtlich in das Peinliche Gesetzbuch der helvetischen
Republik vom 1. April 1799 übergegangen und lautete dort
als § 40:

«Wer immer zu einer Strafe, sei es der Ketten, des Zucht -

oder Stockhauses oder der Einsperrung verurteilt wird,
kann nebst dem Verlust der im vorigen Artikel bestimmten
Rechte während der Dauer der Strafe durch sich selbst

*) Vgl. «Interdiction légale» in Pandectes françaises 36 (1901),
779 ff., sowie «Peine» in Dalloz' Répertoire pratique 8 (1920),
735 Nr. 377 ff.
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kein bürgerliches Recht ausüben, er wird gesetzlich
verrufen, und es wird ihm ein Sachwalter für die Besorgung
und Verwaltung seiner Güter ernannt.»

Nach der Beseitigung des schweizerischen Einheitsstaates

durch die Vermittlungsakte im Jahre 1803 und der
Wiederherstellung der kantonalen Strafhoheit ist die
Vorschrift des § 40 des Peinlichen Gesetzbuches mit dem
Gesetze selbst zwar formell dahingefallen, ihr Inhalt ist aber
von den spätem kantonalen Strafgesetzbüchern
übernommen worden. So hatten die Ketten- und Zuchthausstrafe

gemäß den §§ 8 und 13 des zürcherischen Strafgesetzbuches

vom 24. September 1835a), um nur dieses Gesetz

zu erwähnen, entsprechend dem § 39 des Peinlichen Gesetzbuches,

den Verlust des Aktivbürgerrechts und, während
der Dauer der Strafe, entsprechend dem § 40, die Unfähigkeit

zu allen Rechtsgeschäften und damit die Bevogtigung
zur Folge.

2. Als die schweizerischen Kantone ihr Privatrecht
kodifizierten, übernahmen sie diesen Entmündigungsgrund
in sehr verschiedener Art und Weise. Gemäß dem zürcherischen

Gesetze betreffend die Vormundschaft vom 21. Juni
18413) gehörten die zu Ketten- oder Zuchthausstrafe
verurteilten Personen «unter die ordentliche Vormundschaft
(Vogtschaft, Tutel) des Staates» (§ 1, lit. c), eine Bestimmung,

die später als § 317, lit. a, oder als § 730, lit. c, im
zürcherischen Privatrechtlichen Gesetzbuch von 1853 oder
1887 wieder auftaucht. Die Vormundschaft im Sinne dieser
Gesetzesbestimmung war gesetzliche Folge und Nebenstrafe

der entehrenden Zuchthausstrafe und damit nichts
anderes als die alte Interdiction légale des französischen
Code pénal und des Peinlichen Gesetzbuches der Helvetik.
Dieser Zustand dauerte sicherlich bis zum 31. Dezember

2) Off. Ges. Sammlung 4 (1835), 43. Die Interdiction légale
taucht im Zürcher. Recht erstmals im Beschluß des Kleinen
Rates vom 18. Februar 1812 betreffend die an Ehren schändenden
Strafen (Offiz. Ges. Sammlung 5, 1813, 262) auf.

3) Off. Ges. Sammlung 6 (1840), 193.












































